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E-Voting - Aufhebung liegt nun bei
der Ministerin

An den Universitäten Wien und Salzburg wurde das bei der letzten ÖH-Wahl
durchgeführte E-Voting von der Wahlkommission als 1. Instanz aufgehoben.
Die ÖVP-nahe Aktionsgemeinschaft hat dagegen berufen. An der TU Graz
wurden alle drei Wahleinsprüche abgewiesen, unabhängige Fachschaftslis­
te, Gras-Blatt und vsstö sind dagegen in Berufung gegangen. Am Ende wird
der Verfassungsgerichtshof entscheiden, bis dahin dauert es aber noch sicher
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Bei der letzten ÖH-Wahl im Mai
2009 wurde gegen den massiven
Widerstand der HTU Graz, der ÖH­
Bundesvertretung und zahlreicher
anderer Universitätsvertretungen
E-Voting von Ex-Minister Hahn
getestet. Die Bilanz inkludierte un­
ter anderem schwer mangelhafte
WählerInnenverzeichnisse, feh­
lerhafte Stimmzettel, weniger als
1% Wahlbeteiligung per E-Voting,
große Verzögerungen bei der Aus­
zählung, zusätzliche Kosten von
mehr als SOO.OOO€ sowie mehr als
20 Einsprüche gegen die Wahl, da­
von drei von der TU Graz. Ex-Mi­
nister Hahn sprach selbstverständ­
lich dennoch von einem Erfolg.

TUGraz

Da Einsprüche gegen die Wahl
nur von Wahlwerbenden Gruppen
(Fraktionen) eingebracht werden
können, kam keiner von Seiten
der HTU Graz selbst. Sehr wohl
wurden aber Einsprüche von den
unabhängigen Fachschaftslisten,
Blatt-Gras und VSStÖ eingebracht.
Alle drei wurden vor wenigen Ta­
gen von der Bundeswahlkommissi­
on abgewiesen. In dieser sitzen ein
Vertreter des Bundesministeriums,
sowie VertreterInnen der drei bun­
desweit stärksten Fraktionen: Der
ÖVP-nahen Aktionsgemeinschaft
(AG), den Unabhängigen Fach­
schaftslisten Österreichs (FLÖ)
und der Grünen und Alternativen
Studierenden (Gras)_ Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme
des Vertreters des Bundesministe­
riums, wodurch dieser gemeinsam
mit der ÖVP-nahen Aktionsge­
meinschaft theoretisch sogar alle
Einsprüche abweisen hätte kön­
nen.

Um letztendlich eine Entscheidung
des Verfassungsgerichtshofes zu
erzwingen haben nun alle drei ge­
nannten Fraktionen gegen die ab-

lehnenden Bescheide berufen_ Als
zweite Instanz entscheidet nun die
neue ÖVP-Wissenschaftsministerin
Beatrix Kar!. Für eine Entschei­
dung, die wohl ebenfalls abwei­
send sein wird, hat sie nun sechs
Monate Zeit. Im Sommer diesen
Jahres wird dann als letzte Instanz
der Verfassungsgerichtshof ange­
rufen werden, der sich dann mit
den Fragen befassen muss, ob E­
Voting an sich Verfassungswidrig
ist sowie, ob die von Ex-Minister
Hahn erlassene, für E-Voting not­
wendige Verordnung gesetzeswid­
rig ist. Bis es soweit ist, wird aber
wohl die nächste ÖH-Wahl vor der
Türe stehen, eine Wiederholung
der vergangenen ÖH-Wahl wird
daher mit hoher Wahrscheinlich­
keit nicht notwendig sein.

Uni Wien

An der Uni Wien waren die Feh­
ler, die bei der Umsetzung von
E-Voting passiert sind, noch we­
sentlich augenscheinlicher als an
der TU Graz, weshalb der Bundes­
wahlkommission nichts anderes
übrig blieb als die Wahl in erster
Instanz aufzuheben. Gegen die­
sen Bescheid berief die ÖVP-nahe
Aktionsgemeinschaft, weshalb
nun ÖVP-Ministerin Karl als 2.
Instanz entscheiden wird. Es wird
spannend sein zu sehen, wie sie es
schaffen wird, zu einem anderen
Schluss als die Bundeswahlkom­
mission zu kommen, andernfalls
müsste sie ja selbst eingestehen,
dass E-Voting fehlgeschlagen ist.
Der Grund für die Aufhebung an
der Uni Wien war, dass nicht nur
grundsätzliche Bedenken gegen
die Verfassungskonformität von
E-Voting, die gestetzmäßigkeit der
Verordnung, datenschutzrechtliche
Bedenken sowie die ordnungs­
gemäße Durchführung der Wahl
vorlagen, sondern noch zusätzlich
der Name einer Wahl werbenden

Gruppe fehlerhaft auf den elektro­
nischen StimmzetteIn ausgewiesen
war.
Die Ironie ist, dass wenn sich Ex­
Minister Hahn an seine eigene Ver­
ordnung gehalten hätte, der Fehler
noch früh genug vor der Wahl ent­
deckt worden wäre. Denn genau
um soetwas zu verhindern wäre
eine Überprüfung durch Vertrete­
rInnen der ÖH und der Fraktionen
im Vorfeld gesetzlich vorgeschrie­
ben gewesen. Diese fand aber nur
unzureichend statt.

UniSalzbwg

Auch an der Uni Salzburg wurde
wegen grober Mängel E-Voting
aufgehoben, aber auch dort hat die
ÖVP-nahe Aktionsgemeinschaft
den Bescheid beeinsprucht wo­
durch es auch dort nun an Ministe­
rin Karlliegt in nächster Instanz zu
entscheiden.

Wie geht es weiter?

Als HTU werden wir nicht erst dar­
auf warten, bis der Verfassungsge­
richtshof als letzte Instanz über
die Einsprüche entscheidet, wir
werden, soLlte Ministerin Karl es
ein weiteres mal mit E-Voting ver­
suchen, auch diesesmal alle Rechst­
mittel ausschöpfen die sich uns im
Vorfeld bieten, sowie weiterhin ge­
ziehlte lobbyingarbeit gegen E-Vo­
ting machen. (Eine Aufzählung der
Gründe würde den Umfang des Ar­
tikel sprengen, sie wurden aber in
vergangenen TU Infos ausführlich
augezählt.) Wenn du am laufenden
bleiben möchtest, ist der E-Voting
kritischen Blog www.papierwah!.
at sehr zu empfehlen. Dort werden
die neuesten Entwicklung rund um
E-Voting in Österreich, Deutsch­
land und weltweit berichtet.
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